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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

In der dritten Revision des Covid-19-Gesetzes wollte der Bundesrat lediglich die
Erwerbsausfallentschädigung bis Ende 2021 verlängern und die finanzielle Obergrenze
von A-Fonds-perdu-Beiträgen an Sportclubs aufheben. Damit sollte ein vorzeitiges
Auslaufen dieser beiden Hilfen verhindert werden, zumal die meisten übrigen Covid-19-
Hilfen mindestens bis Ende 2021 aufrechterhalten werden. Diese beiden Änderungen
waren im Parlament denn auch unbestritten. Gleichzeitig schwächte das Parlament
aber die Regelung zum Erhalt von A-Fonds-perdu-Beiträge durch Sportklubs erneut
leicht ab. 
Die WBK-SR und die WBK-NR sowie zahlreiche Minderheiten versuchten zudem, diese
Gesetzesrevision zu nutzen, um dem Covid-19-Gesetz weitere Bestimmungen
hinzuzufügen – insbesondere zum Thema Covid-19-Zertifikat. Anfänglich erfolgreich
war davon jedoch nur ein Antrag der WBK-SR, Personen mit Impf-, Test- oder
Genesungsnachweis von Zugangsbeschränkungen für öffentlich zugängliche
Einrichtungen und Betriebe sowie für Veranstaltungen auszunehmen. Nachdem jedoch
Unklarheiten aufgetaucht waren, inwiefern dies auch für Restaurantbesuche gelten
würde, strich das Parlament diese Bestimmung nach der Einigungskonferenz wieder. Als
zusätzliche Regelung legten National- und Ständerat schliesslich fest, dass keine
Zugangsbeschränkungen zu öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Veranstaltungen
mehr möglich sein sollen, sobald alle impfwilligen Erwachsenen geimpft sind. Zudem
entschieden sich die beiden Kammern, die Erhöhung der Kurzarbeitsentschädigung für
Personen mit geringen Einkommen auf 100 Prozent bis Ende 2021 zu verlängern.

Chronologie
Botschaft
Erste Beratung im Ständerat
Erste Beratung im Nationalrat
Differenzbereinigungsverfahren
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

ZUSAMMENFASSUNG PROZESS
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Nach der Wintersession 2020 und der Frühjahrssession 2021 sollte das Covid-19-
Gesetz in der Sommersession 2021 in der dritten Session in Folge den aktuellen
Begebenheiten angepasst werden. Im Mai 2021 präsentierte der Bundesrat die
entsprechende Botschaft, wobei sich die Änderungen diesmal auf die
Erwerbsersatzordnung und den Sportbereich beschränken sollten. Zwar gehe der
Bundesrat davon aus, dass die wirtschaftlichen Einschränkungen aufgrund der
voranschreitenden Impfungen in den nächsten Monaten aufgehoben werden könnten,
dennoch würden vermutlich auch danach Schutzmassnahmen nötig bleiben, was
entsprechende Unterstützungsmassnahmen für die Wirtschaft weiterhin nötig mache.
Die meisten Massnahmen des Covid-19-Gesetzes seien auf Ende 2021 begrenzt, nicht
so aber die Regelungen zum Erwerbsersatz und zu den A-Fonds-perdu-Beiträgen im
Sportbereich. Erstere seien auf Ende Juni 2021 befristet und sollen bis Ende 2021
verlängert werden. Da die Höchstlimite von CHF 115 Mio. für A-Fonds-perdu-Beiträge
für Sportklubs ebenfalls auf Ende Juni 2021 bemessen worden sei und dann die Gelder
entsprechend ausgeschöpft sein würden, sei eine Streichung dieser Höchstlimite nötig,
damit die Vereine mehr als die bisher versprochenen CHF 115 Mio. beziehen können,
argumentierte der Bundesrat. 1
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90 Tage nach Beginn der zweiten Revision beriet der Ständerat in der Sommersession
2021 die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes, die jedoch im Vergleich zu den beiden
ersten Revisionen einen deutlich geringeren Umfang aufwies. Hannes Germann (svp, SH)
stellte die Vorlage im Namen der WBK-SR, welche die Vorberatung für die WAK-SR
aufgrund der Sportthematik der Revision übernommen hatte, vor: Hauptsächlich sollen
die Erwerbsausfallentschädigung bis Ende 2021 verlängert und die finanzielle
Obergrenze von A-Fonds-perdu-Beiträgen an Sportclubs aufgehoben werden.
Ansonsten stünden die betroffenen Personen und Klubs ab Ende Juni 2021 ohne
finanzielle Hilfe da – und dies obwohl eine «Rückkehr zur vollständigen Normalität» bis
dahin nicht garantiert werden könne. Die finanziellen Folgen dieser Änderung seien
bescheiden, zumal bisher lediglich ein Drittel der gesprochenen Kredite für
Erwerbsausfallentschädigungen (CHF 3.1 Mrd.) verwendet worden sei und auch die
Ausgaben im Sportbereich noch deutlich unter der bisherigen Schwelle von CHF 115
Mio. lägen. Entsprechend unbestritten seien die Anträge in der Kommission gewesen.
Darüber hinaus habe die Kommission aber noch zusätzliche Anträge aufgenommen, die
in der Kommissionssitzung mehr zu reden gegeben hätten als die bundesrätlichen
Vorschläge. Diese Mehrheitsanträge der Kommission stiessen beim Bundesrat nicht auf
Anklang, er beantragte sie allesamt zur Ablehnung.
Wie vom Kommissionssprecher in Aussicht gestellt, nahm der Ständerat die beiden
Hauptaspekte der Vorlage, die Verlängerung der Erwerbsausfallentschädigung und die
Streichung der Obergrenze für A-Fonds-perdu-Beiträge an Sportclubs, stillschweigend
an und löste die nötigen Ausgabenbremsen. 
Darüber hinaus hatte nun die Kommission beantragt, sämtliche
Kapazitätsbeschränkungen für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe,
Veranstaltungen und private Zusammenkünfte zu streichen, sobald alle impfwilligen
Erwachsenen geimpft sind. Einzig «angemessene Schutzkonzepte» sollen auch dann
noch möglich bleiben. Paul Rechsteiner (sp, SG) entgegnete diesem Antrag als Sprecher
der Kommissionsminderheit, dass der Ständerat auch weiterhin davon absehen solle,
die vom Bundesrat beschlossenen gesundheitlichen Massnahmen zu ändern und somit
in dessen Entscheidungsgewalt gemäss EpG einzugreifen. Bei einer allfälligen
Verschlechterung der Situation, etwa durch eine Virusmutation, könne der Bundesrat
sonst nur mit noch härteren Massnahmen wie einem Lockdown reagieren. Der
Finanzminister pflichtete diesen Argumenten bei und verwies zudem auf die
zahlreichen unklaren Formulierungen in der Bestimmung (etwa «ausreichend geimpft»
oder «angemessene Schutzkonzepte»). Diese würden dem BAG weiterhin viel Spielraum
für Entscheidungen lassen. Deutlich nahm der Ständerat jedoch die Bestimmung an. 
Auch eine Ausnahmeregelung bezüglich des Covid-19-Zertifikats (GGG-Zertifikat)
strebte die Kommissionsmehrheit an. Bisher seien die individualrechtlichen Folgen für
Personen mit Covid-19-Zertifikat unklar, folglich wolle die Kommissionsmehrheit in
einem neuen Artikel klarstellen, dass Personen mit Impf-, Test- oder
Genesungsnachweis von Zugangsbeschränkungen für öffentlich zugängliche
Einrichtungen und Betriebe sowie Veranstaltungen ausgenommen sind, erläuterte der
Kommissionssprecher. Da diese Personen aus epidemiologischer Sicht keine Gefahr für
die Gesellschaft mehr darstellten, dürften ihre Grundrechte nicht mehr eingeschränkt
werden. Eine Kommissionsminderheit lehnte diese Regelung unter anderem aus Furcht
vor einer Zweiklassengesellschaft ab. Ebenfalls gegen den Willen des Bundesrats nahm
der Ständerat diese Ergänzung des Covid-19-Gesetzes deutlich an. 
Einmal mehr diskutierte der Ständerat auch über 100-prozentige
Kurzarbeitsentschädigungen für Geringverdienende. Diese Ausnahmeregelung war in
der letzten Revision des Covid-19-Gesetzes bis zum 30. Juni 2021 verlängert worden,
eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) beantragte nun eine weitere Verlängerung
bis Ende 2021. Man müsse nun wieder «einen Anreiz bieten, dass man in die
Erwerbstätigkeit zurückkehrt», verteidigte Kommissionssprecher Germann die
ablehnende Position der Kommissionsmehrheit. Mit der aktuellen Regelung bevorzuge
man zudem Personen in Kurzarbeit gegenüber Arbeitslosen. Die
Kommissionsminderheit hingegen argumentiere, dass die Covid-Situation insbesondere
für Personen mit tieferen Einkommen auch weiterhin schwierig sei, so Germann.
Äusserst knapp mit 22 zu 22 Stimmen und Stichentscheid von Ratspräsident Kuprecht
(svp, SZ) lehnte der Ständerat die weitere Verlängerung ab. 
Schliesslich folgte der Ständerat auch dem Antrag seiner Kommission, die
Ausnahmeregelung, wonach Generalversammlungen von Aktiengesellschaften auch
schriftlich oder elektronisch vorgenommen werden dürfen, bis zum Inkrafttreten der
Revision des Aktienrechts oder maximal bis Ende 2023 zu verlängern. 
Einstimmig mit 45 zu 0 Stimmen nahm der Ständerat in der Folge die dritte Revision
des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung an. 2
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Einige Tage später setzte sich der Nationalrat mit der dritten Revision des Covid-19-
Gesetzes auseinander. Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR) und Matthias Aebischer
(sp, BE) berichteten für die WBK-NR von den Kommissionsentscheiden: Unumstritten
seien auch hier die Vorschläge des Bundesrates gewesen, da auch der Nationalrat ein
abruptes Auslaufen der Covid-Hilfen verhindern wolle. Zusätzlich zu den neuen
ständerätlichen Regelungen lägen jedoch auch im Nationalrat verschiedene Vorschläge
von Kommissionsmehrheit und -minderheiten vor. 

In der Eintretensdebatte forderten die SVP- und die FDP-Fraktion eine Rückkehr zur
Normalität, während sich die GLP insbesondere gegen die Maskenpflicht im Freien
aussprach. Auch die Mitte-, die SP- und die Grünen-Fraktionen zeigten sich über die
bereits erfolgten Lockerungen erfreut, sprachen sich aber für einen «kontrollierten
Ausstieg» aus den Covid-19-Massnahmen aus. Eintreten war in der Folge unbestritten. 
Widerstandslos verlängerte der Nationalrat die Covid-19-
Erwerbsausfallentschädigungen bis Ende 2021, wie es der Bundesrat vorgeschlagen
hatte. Stillschweigend stimmte er auch der Aufhebung der Obergrenze der A-Fonds-
perdu-Beiträge für die Sportklubs zu. Gleichzeitig nahm er aber auch eine ergänzende
Bestimmung der WBK-NR an, welche die Regelungen zu den A-Fonds-perdu-Beiträgen
erneut ändern wollte. Ursprünglich hatte das Parlament entschieden, dass nur Klubs,
die bestimmte Vorgaben erfüllen – darunter eine Reduktion der Löhne und ein Verzicht
auf Lohnerhöhung während fünf Jahren – A-Fonds-perdu-Beiträge in der Höhe von 66
Prozent ihrer entgangenen Ticketeinnahmen erhalten sollen. In der Frühjahrssession
2021 hatte das Parlament diese Regelung insofern abgeschwächt, als die Sportklubs
auch ohne die Erfüllung einer dieser Vorgaben, nämlich der Lohnreduktion,
Finanzhilfen in der Höhe von 50 Prozent der entgangenen Ticketeinnahmen erhalten
sollten – aber eben nicht die vollen 66 Prozent. Nun habe sich aber auch neben der
Lohnreduktion auch die Klausel zum Verbot der Lohnerhöhungen als problematisch
erwiesen, weshalb diese Regel ebenfalls geändert werden soll, wie Matthias Aebischer
für die Kommission erklärte. Demnach sollen neu Sportklubs, welche die
Gesamtlohnsumme aller Mitarbeitenden und aller Spielerinnen und Spieler in den
nächsten fünf Jahren erhöhen, nur die erhaltenen A-Fonds-perdu-Beträge, die 50
Prozent der entgangenen Ticketeinnahmen übersteigen, – nicht aber die gesamten
erhaltenen A-Fonds-perdu-Beiträge – zurückzahlen müssen. 

Auch weitere Entscheidungen wurden ohne grosse Diskussionen getroffen: So
entschied der Nationalrat auf Vorschlag der WBK-NR auch, die Ausnahmeregelung zur
Durchführung von Generalversammlungen von Aktiengesellschaften auf schriftlichem
oder elektronischem Weg bis Ende 2021 zu verlängern – der Ständerat hatte eine
Verlängerung bis zum Inkrafttreten der Revision des Aktienrechts oder spätestens bis
Ende 2023 vorgesehen. 
Stillschweigend folgte der Nationalrat seiner Kommission zudem bei der Verlängerung
der 100-prozentigen Kurzarbeitsentschädigung für Personen mit tiefen Einkommen
bis Ende 2021. Hingegen lehnte die grosse Kammer einen Antrag Piller Carrard (sp, FR),
basierend auf einem Mitbericht der SGK-NR, ab und sprach für die Zeit zwischen Juni
und Dezember 2021 keine zusätzlichen Taggelder. Umstrittener war zudem der Antrag
der Kommissionsmehrheit auf Verlängerung der Massnahmen im Kulturbereich bis Ende
April 2022: Eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) hatte sich hier für einen Verzicht auf die
vorzeitige Verlängerung ausgesprochen, war aber mit 96 zu 91 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) knapp unterlegen. 

Besonders umstritten waren schliesslich die vom Ständerat eingefügten Änderungen:
Die Streichung der Möglichkeit für Zugangsbeschränkungen zu öffentlich zugänglichen
Einrichtungen und Veranstaltungen, sobald alle impfwilligen Erwachsenen geimpft
sind, hatte die Kommission zuvor mit 12 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt.
Auch das ähnliche Anliegen, Inhaberinnen und Inhaber eines Covid-Zertifikats von
Zugangsbeschränkungen auszunehmen, hatte bei der WBK-NR mit 11 zu 11 Stimmen bei
2 Enthaltungen und Stichentscheid der Vizepräsidentin knapp keine Zustimmung
gefunden. Beide Anträge würden den Handlungsspielraum des Bundesrates
einschränken, kritisierte Roth Pasquier für die Kommissionsmehrheit. Man lehne zudem
generell die Aufnahme von Terminen und Kriterien ins Covid-19-Gesetz ab. Christian
Wasserfallen (fdp, BE) befürwortete hingegen insbesondere diesen «GGG-Ansatz»
(Geimpfte, Genesene oder Getestete), mit dem man die Lockerungen vorantreiben
könne. In der Folge sprach sich die grosse Kammer mit 106 zu 81 Stimmen (bei 1
Enthaltung) und mit 103 zu 78 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für beide Minderheitsanträge
auf Annahme der Bestimmungen aus und folgte damit dem Ständerat. Zustimmung
fanden diese bei der SVP-, der FDP.Liberalen-, einer Mehrheit der Mitte-Fraktion und
einem Teil der GLP-Fraktion. 
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Zu einer eigentlichen Antragsflut der SVP-Fraktion kam es bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung sowie zum Covid-19-Zertifikat. Dabei forderten
Mitglieder der Fraktion unter anderem die Aufhebung der Maskenpflicht – im
Allgemeinen (Haab, svp, ZH), für Personen mit Covid-19-Zertifikat (Martullo, svp, GR), im
Freien (mit Ausnahmen für Veranstaltungen; Haab), bei Kindern und Jugendlichen auf
der Primar- und Sekundarstufe I und II (Haab) sowie im Aussenbereichen von
Schularealen (Aeschi, svp, ZG). Erneut ging es auch um Fragen des Umgangs mit dem
Covid-19-Zertifikat. So wurde beantragt, dass dieses ausschliesslich für den
internationalen Reiseverkehr und für Grossveranstaltungen in Innenräumen mit mehr
als 5'000 Teilnehmenden, in Diskotheken und bei Tanzveranstaltungen gelten soll, nicht
aber zum Beispiel für einen Restaurantbesuch (Gutjahr, ähnlich auch Addor (svp, VS),
Aeschi sowie als einziges Mitglied einer anderen Fraktion Léonore Porchet (gp, VD)). In
einem weiteren Antrag sollte die Nutzung des Zertifikats in der Schweiz bis Ende
September 2021 begrenzt werden (Aeschi). Des Weiteren sollten Veranstaltungen für
Geimpfte von der Verpflichtung zu zusätzlichen Massnahmen wie einem Schutzkonzept
oder einer Maskenpflicht befreit werden (Herzog, svp, TG). Andere Vorstösse verlangten
Rechtsgleichheit für die Impfunwilligen (Gafner, edu, BE), die Auflösung des Mandats
der Swiss National Covid-19 Science Task Force (Keller, svp, NW) oder ganz allgemein ein
Ende der Einschränkungen – etwa der Homeofficepflicht (Gutjahr), der
Personenobergrenzen bei Veranstaltungen, Versammlungen, in Läden oder beim
Schulunterricht sowie der Einschränkungen für Restaurants, sobald 80 Prozent der
über 65-Jährigen geimpft sind (Aeschi) –, eine Streichung der Ordnungsbussen für
Maskenverweigernde (Gafner) sowie eine systematische Kontrolle der Landesgrenzen
(Aeschi) und eine Einreisebeschränkung für Personen ohne Covid-19-Zertifikat (Aeschi).
Keiner der Anträge fand im Nationalrat jedoch eine Mehrheit. 

Mit 149 zu 39 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verabschiedete der Nationalrat in der Folge
die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung. Sämtliche Nein-
Stimmen und Enthaltungen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 3

Im Differenzbereinigungsverfahren zur dritten Revision des Covid-19-Gesetzes
bestanden noch vier offene Punkte: Die Verlängerungen der Geltungsdauer der
Ausnahmebestimmungen beim Aktienrecht, bei den Massnahmen im Kulturbereich und
bei den KAE für tiefe Einkommen sowie die ergänzende Regelung bei den Sportklubs,
wonach diese auch 50 Prozent der Ausfälle aus den Ticketverkäufen vergütet
bekommen sollten, wenn sie ihre Lohnsumme über die nächsten fünf Jahre erhöhen.
Letztere Regelung, welche der Nationalrat auf Antrag der WBK-NR ergänzt hatte, stiess
bei der Mehrheit der WBK-SR auf Unverständnis. Man bedauere «die Änderung der
Spielregeln während des laufenden Spiels», betonte Hannes Germann (svp, SH) für die
Kommission. Zumal in der nationalrätlichen Kommission und mit ihr im Nationalrat kein
Widerstand gegen die Regelung auszumachen gewesen sei und zumindest keine
Verordnungsänderung nötig würde, akzeptierte die ständerätliche Kommission die
Regelung, «wenn auch ohne Begeisterung und mit einigen Bedenken». Stillschweigend
bereinigte der Ständerat daraufhin diese Differenz. 
Keinen Widerspruch von Seiten der WBK-SR gab es bezüglich der nationalrätlichen
Änderung beim Aktienrecht: Stillschweigend sprach sich der Ständerat nach seinem
Schwesterrat für die Verlängerung der Ausnahmeregelung zu den
Generalversammlungen bis Ende 2021 aus. 
Auch die Verlängerung der Erhöhung der KAE bei tiefen Einkommen auf 100 Prozent
bis Ende 2021 hiess der Ständerat im zweiten Anlauf ohne Abstimmung gut. 

Keine Zustimmung gab der Ständerat hingegen in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens zur Verlängerung der Kulturhilfen bis Ende April
2022, wie sie der Nationalrat geschaffen hatte. Eine solche Verlängerung würde eine
Ausnahme im Covid-19-Gesetz darstellen, dessen Massnahmen grösstenteils bis Ende
2021 begrenzt seien, und dem «Sinn und Geist einer Notfallgesetzgebung»
widersprechen, argumentierte Germann für die Kommission. Zudem würde man
dadurch ein Präjudiz für andere Branchen schaffen. Beide Argumente hob auch
Finanzminister Maurer hervor, der überdies darauf hinwies, dass der Bundesrat die
Sondergesetzgebung wenn möglich auf Ende 2021 aufheben möchte. In der Folge
zeigten sich beide Räte unnachgiebig, der Nationalrat hielt etwa trotz den jeweiligen
Minderheitsanträgen Gutjahr (svp, TG) mehrmals an der Verlängerung fest. In der
grossen Kammer gewann jeweils das Argument, dass kulturelle Veranstaltungen auch in
absehbarer Zukunft noch «unter erschwerten Bedingungen» durchgeführt werden
müssten und die Verlängerungsdauer entsprechend mit der Geltungsdauer der Covid-
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19-Verordnung für Publikumsanlässe übereinstimme. Die Verlängerung sei folglich nötig,
um Planungssicherheit zu schaffen. Dieses Argument überzeugte jedoch den Ständerat
nicht, dieser lehnte die Regelung mehrmals ab. In der letzten Runde vor der
Einigungskonferenz rang sich der Nationalrat durch und verzichtete mit 96 zu 88
Stimmen auf die Verlängerung der Kulturhilfen. Er folgte damit schlussendlich der
Minderheit Gutjahr und stellte sich gegen seine Kommissionsmehrheit, die erneut
Festhalten beantragt hatte. 

Damit war die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes aber noch nicht fertig beraten. In
der Zwischenzeit hatte die WBK-NR einen Rückkommensantrag auf die ursprünglich
von ihrer Schwesterkommission ergänzte und von beiden Kammern angenommene
Ausnahme von den Zugangsbeschränkungen für Inhaberinnen und Inhaber mit einem
Covid-19-Zertifikat bei öffentlich zugänglichen Einrichtungen, Veranstaltungen und
Messen angenommen. Entsprechend durften die beiden Kammern diese Regelung
erneut beraten. Nun zeigten sich beide Kommissionen nicht gänzlich zufrieden mit
dieser Regelung, zumal unsicher sei, ob diese «überhaupt durchsetzbar sei»
(Germann). Folglich beschäftigte sich der Nationalrat im
Differenzbereinigungsverfahren zuerst noch einmal damit. Die
Kommissionssprechenden Roth Pasquier (mitte, FR) und Aebischer (sp, BE) führten
dieselben Argumente gegen die Regelung an wie bei der ersten Behandlung: Sie stelle
eine unnötige Hürde für den Bundesrat dar und führe zu einer Zweiklassengesellschaft
für Personen mit und ohne Zertifikat. Neu sorgte man sich aber auch davor, dass sich
die Regelung aufgrund ihrer weiten Formulierung nicht nur auf Grossveranstaltungen,
sondern auch auf den Restaurantbesuch beziehen könnte. Dadurch könnten zukünftig
Personen mit Zertifikat im Restaurant «stehen und an Zehnertischen feiern», während
Personen ohne Zertifikat «mit Maske und Registrierung nur an Sechsertischen platziert
werden dürften». Daher beantragte die Kommissionsmehrheit einmal mehr die
Streichung der Regelung, während eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) dieses Problem
durch eine ausdrückliche Beschränkung der Regelung auf Veranstaltungen und Messen
lösen wollte. Damit könne man den Personen mit Zertifikat «einen Teil ihrer
individuellen Freiheiten» zurückgeben und gleichzeitig die Kapazitäten von
Veranstaltungen und Messen erhöhen. Der Nationalrat folgte jedoch seiner
Kommissionsmehrheit und strich die Bestimmung. Dies kam bei der ständerätlichen
Kommission nicht gut an: Kommissionssprecher Germann betonte, man habe den
Rückkommensantrag gutgeheissen, um die Regelung zu verbessern, nicht um sie zu
streichen. Der Ständerat setzte in der Folge auf den Vorschlag von Philipp Kutter im
Nationalrat und lehnte einen Minderheitsantrag Graf (gp, BL) auf Streichung ab. Da sich
die beiden Kammern in dieser Frage bis zum Schluss des
Differenzbereinigungsverfahrens nicht einig wurden, musste dafür eine
Einigungskonferenz einberufen werden. Diese schlug diskussionslos, wie Hannes
Germann betonte, vor, in dieser Frage dem Nationalrat zu folgen und die Bestimmung
zu streichen. Der Ständerat hiess den Antrag der Einigungskonferenz mit 37 zu 0
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut, der Nationalrat stimmte ihm mit 148 zu 9 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) zu. 

Die Ergebnisse der Schlussabstimmungen wiederspiegelten diejenigen der
vorangegangenen Revisionen des Covid-19-Gesetzes: Während der Ständerat die
Revision mit 44 zu 0 Stimmen einstimmig annahm, zeigte sich der Nationalrat nicht
gänzlich geschlossen: Er nahm die Änderung mit 174 zu 18 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
an, wobei die ablehnenden und enthaltenden Stimmen von Mitgliedern der SVP-
Fraktion stammten. 4

1) BBl, 2021, S. 1093 ff.
2) AB SR, 2021, S. 408 ff.
3) AB NR, 2021, S. 1102 ff.
4) AB NR, 2021, S. 1299 ff.; AB NR, 2021, S. 1382 ff.; AB NR, 2021, S. 1448; AB NR, 2021, S. 1524; AB SR, 2021, S. 531 ff.; AB SR,
2021, S. 645 ff.; AB SR, 2021, S. 700; AB SR, 2021, S. 737
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